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Textliche Festsetzungen 

Der Geltungsbereich der nachfolgenden textlichen Festsetzungen stimmt mit dem zeichnerisch festgesetzten 

Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solarpark / Agri-PV Berthelsdorf“ der Stadt Hainichen 

überein. 

I PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB) 

 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB / § 11 Abs. 2 BauNVO) 

 Bauliche Nutzung – Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung „Agri-PV“ (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 

Im Plangebiet werden die Flächen, auf denen die Solarmodule der Agri-Photovoltaikanlage errichtet werden 

sollen, als Sonstiges Sondergebiet (SO) mit Zweckbestimmung „Agri-PV“ nach § 11 Abs. 2 BauNVO 

festgesetzt. 

Das Sondergebiet „Agri-PV“ dient der Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaikanlagen, bei der 

landwirtschaftliche Nutzung und solare Stromproduktion auf gleicher Fläche untergebracht bzw. kombiniert 

sind.  

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes SO mit Zweckbestimmung „Agri-PV“ ist folgendes zulässig: 

1. Photovoltaikmodultische mit einem Reihenabstand von mindestens 4,00 m,  

2. die integrierte landwirtschaftliche Nutzung/ Produktion mittels Dauerkulturen und mehrjährigen Kulturen 

sowie einjährigen und überjährigen Kulturen zwischen und unter den Photovoltaikmodultischen. 

3. die für den Betrieb der Anlage notwendigen Nebenanlagen und Betriebseinrichtungen (wie Wechselrichter, 

Verkabelung, Trafostationen, Unterverteiler, Unterstände für Tiere), 

4. Anlagen, die der Zwischenspeicherung und dem Transport des durch die PV-Freiflächenanlage erzeugten 

Stroms dienen  

5. Zufahrten, Wendeplätze, Stellplätze, Wartungs-, Aufbauflächen und Einfriedungen  

6. Maßnahmen und Bauwerke der Überwachung und des Brandschutzes, die dem vorgenannten 

Nutzungszweck dienen (§ 11 Abs. 2 BauNVO). 

Die Agri-PV-Anlage muss die Anforderungen des EEG erfüllen. Die landwirtschaftliche Nutzung im Bereich der 

Agri-PV-Anlage ist nach DIN SPEC 91434 nachzuweisen. 

 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB / § 16 Abs. 2, § 18 und § 19 Abs. 4 

BauNVO) 

 Grundflächenzahl  

Die GRZ 1 = 0,05 im Sonstigen Sondergebiet „Agri-PV“ setzt die maximal zulässige Bodenversiegelung 

inklusive Nebenanlagen fest (z.B. Trafostationen, Stromspeicher etc.). 

Die GRZ 2 = 0,6 im Sonstigen Sondergebiet „Agri-PV“ setzt die maximal zulässige Flächenüberstellung durch 

Photovoltaikmodule fest.  

 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVO)  

Die Gesamthöhe der Photovoltaikanlagen sowie erforderlicher Nebengebäude und -anlagen wird gemäß 

Planeintrag auf maximal 4,50 m von der Oberkante des vorhandenen natürlichen Geländes bis zum höchsten 

Punkt der Anlage festgesetzt.  
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Der Mindestabstand der PV-Module einschließlich Unterbaukonstruktion zur Geländeoberkante wird mit 2,00 

m festgesetzt. 

Einzelmasten von Überwachungssystemen sind bis zu einer Höhe von 6,0 m zulässig. 

 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen sowie Stellung 

baulicher Anlagen (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB / § 22 BauNVO) 

 Bauweise 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird gemäß Planeintrag durch Festsetzungen einer Baugrenze bestimmt. 

Innerhalb der Baugrenze sind die Photovoltaik-Modulreihen einschließlich Nebenanlagen und die Einfriedung 

zu errichten. Die Zwischenräume sind als Landwirtschaftsfläche zu bewirtschaften. 

Für die Verankerung der Aufständerung der Photovoltaikmodule sind ausschließlich Rammprofile zu 

verwenden; die Verwendung von Betonfundamenten ist nur in Bereichen zulässig, welche einen ungeeigneten 

Baugrund aufweisen. 

 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB / § 12 und 

§ 21 a BauNVO) 

 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO und § 23 Abs. 5) 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche mit einer 

Gesamtgrundfläche von maximal 500 m² zulässig. 

Die der Versorgung des Baugebietes mit Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden 

Nebenanlagen werden gemäß § 14 abs. 2 BauNVO als Ausnahme zugelassen. 

 Öffentliche und private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

 Private Grünflächen  

Die im Plan als private Grünflächen festgesetzten Flächen sind im Zusammenhang mit den weiterhin getroffenen 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (planungsrechtliche 

Festsetzungen Nr. I 5) zu erhalten, anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.  

Auf der privaten Grünfläche im Bereich des Gewässerrandstreifens und des verrohrten Tännichtbachs zwischen 

den zwei Sondergebietsflächen SO1 und SO2 sind maximal 2 Überfahrten / Betriebswege mit einer maximalen 

Breite von 4,00 m zulässig. Die Betriebswege sind ungebunden und in wasserdurchlässiger Bauweise 

auszuführen.  

 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. § 9 Abs. 6 BauGB) - Artenschutzfachliche 

Schutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 44 BNatSchG) 

Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft sowie zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach 

§ 44 BNatSchG werden folgende Maßnahmen festgesetzt: 

  



Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark / Agri-PV Berthelsdorf“ Gemeinde Hainichen 

Teil B Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Vorentwurf 

 

Fassung März 2026 

 

 Seite 3 von 8 

Regelungen zum Schutz von Arten 

 Bauzeitenreglung 

Zum Schutz bodenbrütender Vogelarten des Offenlandes, störungsempfindlicher Greifvögel und des 

Raubwürgers hat die Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeiten im Zeitraum zwischen dem 01. September 

und dem 15. März zu erfolgen.  

Sollte die Baufeldfreimachung im Frühjahr erfolgen, sind die weiteren Baumaßnahmen unverzüglich 

anzuschließen, um die Ansiedlung der Brutvögel im und um den Eingriffsbereich zu vermeiden  

 Besatzkontrolle potenzieller Brutplätze und Bauzeitenregelung 

Vor Baubeginn (aber nach Baufeldfreimachung) hat in den an den Maßnahmenbereich angrenzenden Berei-

chen eine Besatzkontrolle bezüglich störungsempfindlicher Brutvögel, bei denen bereits ein einjähriger Brutaus-

fall das Störungsverbot auslösen kann, zu erfolgen.  

Liegen eindeutige Hinweise auf Brut- bzw. Horststandorte vor, dürfen in einem artspezifischen Umkreis um den 

(mutmaßlichen) Niststandort keine Bauarbeiten stattfinden. Der einzuhaltende Radius um die Brutplätze 

entspricht der Stördistanz gemäß GASSNER et al. (2010). Die Radien können im Einzelfall unter 

Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten durch Fachpersonal angepasst werden. Die Maßnahme ist für 

folgende Arten vorzusehen:  

- Raubwürger: 150 m (Brutzeit E03 – M07)  

- Rohrweihe: 200 m (Brutzeit E03 – M08)  

- Baumfalke: 200 m (Brutzeit M04 – E08)  

- Rotmilan: 300 m (Brutzeit M03 – M08)  

- Schwarzmilan: 300 m (Brutzeit M03 – M08)  

- Wespenbussard: 200 m (Brutzeit E04 – A08)  

 Vorsehen von Ausstiegshilfen für Kleintiere in Baugruben  

Während der Bauphase sind an offenen Baugruben in Zeiten der Arbeitsruhe über Nacht und an Wochenenden 

Ausstiegshilfen für Kleintiere einzubringen und bis zur Wiederaufnahme der Arbeiten vorzuhalten.  

 Einfriedungen  

Einfriedungen, Einfassungen, Mauern, Begrenzungen, Borde sowie Barrieren sind so zu gestalten, dass sie für 

Kleintiere keine Barrierewirkung entfaltet. Der Einsatz von Stacheldraht im bodennahen Bereich ist nicht 

zulässig. Die Einfriedung muss mindestens 10 cm oberhalb der Geländeoberfläche enden. Alternativ sind in 

regelmäßigen Abständen von maximal 15 m Durchlässe der Mindestgröße 20 x 20 cm in Bodenhöhe 

einzurichten. 

 Ökologische Baubegleitung  

Die fachgerechte Umsetzung und Funktionsfähigkeit der Festsetzungen zum Artenschutz (vgl. textliche 

Festsetzung I 5.1 + I 5.2) ist durch eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) zu gewährleisten. Zentrale Aufgabe 

der ÖBB ist die Durchführung der Besatzkontrolle und Sicherstellung der Bauzeitenregelung. Im Rahmen der 

ÖBB ist eine Verkürzung der Bauzeiteneinschränkung auch auf die Hauptbrutzeit einzelner oder auch aller Arten 

möglich. 
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Regelungen zum Schutz von Biotopen und Landschaftsbild 

 Entwicklung eines Feldgehölzstreifens – Maßnahme M1  

Die in der Planzeichnung als M1 gekennzeichnete Fläche entlang der nördlichen Grenze des Sonstigen 

Sondergebietes „Agri-PV“ zur Bahntrasse Roßwein – Niederwiesa ist als dichter und strukturreicher 

Feldgehölzstreifen aus einheimischen standortgerechten Gehölzen einschließlich mit einem mindestens 2,00 m 

breiten Krautsaum zu entwickeln.  

Die Hecke ist als mindestens fünfreihige Hecke aus Sträuchern (Pflanzqualität mindestens 2-5triebig, 60-100 

cm Höhe / Pflanzdichte von 1,5 Stück pro m²) zu pflanzen. Für die Heckenpflanzung sind einheimischen 

standortgerechten Gehölzen mit mind. 30% dorntragenden Sträuchern entsprechend der Pflanzliste 1 zu 

verwenden. Vorhanden Gehölzbestände sind in die Heckenpflanzung mit einzubinden.  

 

Die Gehölzpflanzung ist fachgerecht auszuführen, auf Dauer zu unterhalten und entsprechend fachgerecht zu 

pflegen. Abgängige Gehölze sind art- und qualitätsgleich zu ersetzen. Der Krautsaum ist 2x jährlich zu mähen.  

Realisierungszeitpunkt: Die Pflanzungen sind spätestens in der ersten Vegetationsperiode nach Baubeginn der 

Photovoltaikanlage einschließlich Nebenanalgen und sonstigen Anlagen umzusetzen. Für die Anpflanzung gilt 

eine 3-jährige Fertigstellungs-, Entwicklungs- und Unterhaltungspflege. 

Regelungen zum Schutz von Boden und Wasser 

 Gestaltung von Wegen, Stellplätzen und sonstigen befestigten Flächen  

Alle Wege, Zufahrten, Stellplätze und sonstigen befestigten Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

sind teilversiegelt und in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen. Der Fugenanteil von Pflasterflächen hat 

mindestens 30 % zu betragen. 

 Niederschlagswasserversickerung  

Niederschlagswasser ist am Ort der Entstehung breitflächig-diffus über die belebte und begrünte 

Oberbodenschicht dem natürlichen Wasserkreislauf zuzuführen.  

II BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. § 89 ABS. 1 NR. 1 UND 4 SÄCHSBO) 

 Besondere Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie von 

Werbeanlage (§ 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO)  

 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

Die Photovoltaikanlagen innerhalb des Geltungsbereichs sind in Gestalt, Material und Farbe einheitlich 

auszubilden. 

 Werbeanlagen 

Anlagen der Außenwerbung (Werbeanlagen) sind nicht zulässig. 
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 Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter und der unbebauten Flächen der 

bebauten Grundstücke sowie über die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Höhe von 

Einfriedungen (§ 89 Abs. 1 Nr. 5 SächsBO)  

 Einfriedungen 

Einfriedungen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. Als Einfriedung sind durchlässige Metallzäune oder 

einfache Maschendrahtzäune mit einer maximalen Höhe von 2,00 m zulässig. Alle Einfriedungen sind über die 

Farbgestaltung in die Umgebung zu integrieren. 

Die planungsrechtliche Festsetzung I 6.4 Einfriedungen ist zu beachten. 

III HINWEISE 

 Altlasten / Abfallrecht 

Die Flurstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (128/7 (Teilfläche), 142 (Teilfläche) und 766/7, 

Gemarkung Berthelsdorf, Gemeinde Hainichen) sind nicht im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) erfasst. 

Über Altlasten oder Altlastverdachtsflächen im Plangebiet liegen keine Kenntnisse vor. 

Werden während der weiteren Planungsphase, oder bei ggf. stattfindenden Erd- und Tiefbauarbeiten 

Kontaminationen des Bodens selbst verursacht oder festgestellt werden (z. B. verdeckte Deponien, 

Ablagerungen unbekannter Stoffe, Mineralöllinsen, Verkippungen von Chemikalien u. a.), so besteht die 

gesetzliche Pflicht gemäß § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG, dies der zuständigen Behörde (Landratsamt 

Landkreis Mittelsachsen, Abteilung Umwelt, Forst und Landwirtschaft, Referat Recht, Abfall und Bodenschutz) 

unverzüglich anzuzeigen. Belastete Bereiche sind zwischenzeitlich so zu sichern, dass eine Ausbreitung der 

Kontamination wirksam verhindert wird.  

Anfall und Entsorgung von umweltgefährdenden Stoffen und belastetem Aushub kann bei Vollzug des 

Bebauungsplanes von Bedeutung sein. Bei Rückbau-, Erd-, und Bauarbeiten sind die geltenden Regelungen 

zum Abfallrecht zu beachten. 

 Archäologie 

Im Zuge der Erdarbeiten können sich archäologische Untersuchungen ergeben. Bauverzögerungen sind dadurch 

nicht auszuschließen.  

Das Landesamt für Archäologie ist vom exakten Baubeginn (Erschließungs-, Abbruch-, Ausschachtungs- oder 

Planierarbeiten) mindestens drei Wochen vorher zu informieren. Die Baubeginnsanzeige soll die ausführenden 

Firmen, Telefonnummer und den verantwortlichen Bauleiter nennen.  

Nach §14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten etc. an einer 

Stelle ausführen will, von der bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale 

befinden. 

 Baum- und Gehölzschutz 

Gehölz sind im Umgriff des Baufeldes während der Baumaßnahmen gemäß DIN 18920 zu schützen und 

dauerhaft zu erhalten und bei Abgang ihrer Art entsprechend nach zu pflanzen.  

Schnitt-, Fäll- und Rodungsarbeiten sind unter Beachtung des § 39 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich nur 

außerhalb der Vegetationsperiode im Zeitraum von 1. Oktober bis 28. Februar zulässig. 
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 Baugrunduntersuchung sowie Bohranzeige-/ Bohrergebnismitteilungspflicht  

Geologische Untersuchungen wie Baugrundbohrungen sind nach GeolDG spätestens zwei Wochen vor Beginn 

dem LfULG als zuständige Behörde anzuzeigen (§ 8 GeolDG). Für diese Anzeigen wird das Online-Portal des 

LfULG „ELBA.SAX“ empfohlen. Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung 

sind die dabei gewonnenen Bohrprofile und Laboranalysen und spätestens sechs Monate nach dem Abschluss 

sind Bewertungsdaten wie Einschätzungen, Schlussfolgerungen oder Gutachten an das LfULG zu übergeben 

(§ 9, 10 GeolDG). 

Die allgemeinen geologischen und hydrogeologischen Untergrundverhältnisse lassen sich auf den geologischen 

Themenkarten des LfULG im Internet unter der Internetadresse https://www.geologie.sachsen.de einsehen. 

 Baustelleneinrichtung / Optimierung Bauablauf 

Bautätigkeit und Baustellenverkehr sind auf das Gelände der zu bebauenden Bereiche zu beschränken. 

Freiflächen sind vom Baustellenverkehr freizuhalten. Nebeneinrichtungen wie Zufahrten, Ablagerungsplätze 

für Baumaterial und Baustellencamps sind nach Bauende vollständig und unter Herstellung nutzungsgerechter 

Bodenverhältnisse zu beseitigen. 

 Bodenschutz 

Schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren, es ist Vorsorge zu treffen gegen nachteilige Einwirkungen 

auf den Boden. Die Wiederverwendung der im Rahmen der geplanten Bauvorhaben auszubauenden 

Bodenmaterialien vor Ort ist soweit, wie möglich anzustreben. Bodenaushub ist grundsätzlich getrennt nach 

Bodenart zu erfassen, zwischenzulagern und einer Wiederverwendung möglichst am Ort zuzuführen. 

Überschüssiger Bodenaushub ist vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Die geltenden Regelungen sind bei 

allen Erd- und Bodenarbeiten zu beachten.  

Erdarbeiten sind möglichst nicht in Nasszeiten bzw. Frost- und Tauperioden durchzuführen. Vor Beginn der 

Bauarbeiten ist von der in Anspruch zu nehmender Fläche vorhandener Oberboden (Mutterboden) 

abzuschieben, in Mieten zwischenzulagern und vor Vernichtung, Vergaudung und Erosion zu schützen. 

Bodenaushub ist getrennt nach Unterboden und mineralischem Untergrund zu erfassen und in Mieten 

zwischenzulagern. Boden soll möglichst vor Ort wieder verwertet werden. Eine Vermischung ist nicht zulässig. 

 Brandschutz 

Für die Baugenehmigungsunterlagen bedarf es eines Brandschutznachweises. 

 Gewässerrandstreifen  

Im Bereich des Gewässerrandstreifens sind die Vorschriften und Verbote des § 24 SächsWG i.V.m. § 26 

SächsWG zu beachten. Zur Umsetzung der Regelungen des Gewässerrandstreifens und des § 24 SächsWG ist 

die Fläche gekennzeichnet, die von jeglicher Bebauung freizuhalten ist. 

 Grenz- und Vermessungsmarken 

Gemäß § 6 des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes (SächsVermKatG) sind Grenz- und 

Vermessungsmarken besonders geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert werden. 

Gefährdete Grenzmarken sollten durch einen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur (ÖbV) gesichert 

werden. 

https://www.geologie.sachsen.de/
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Zu Raumbezugspunkten im Planungsgebiet an das Landesamt für Geobasisinformation Sachsen, Referat 32, 

Olbrichtplatz 3, 01099 Dresden wenden. 

 Immissionsschutz 

Batteriespeicher sind genehmigungspflichtige Anlagen. Für diese bedarf es eines Lärmschutzgutachtens bzw. 

eines Nachweises entsprechend der TA Lärm. 

Bei einer Ausrichtung der Solarmodule zu Bau- und Verkehrsflächen ist eine Beeinträchtigung durch 

Blendwirkung nachweislich auszuschließen.  

 Normen- und Richtlinienblätter  

Die in diesem Bebauungsplan benannten DIN-Normen und DIN-Vorschriften können in den DIN-Normen-

Auslegestellen eingesehen werden bzw. sind beziehbar über die beuth Verlag GmbH, Berlin. 

 Pflanzempfehlungen 

 Empfehlung für zu verwendende Gehölze (Pflanzenauswahlliste)  

Pflanzliste 1 - heimische und standortgerechte Gehölze 

- Acer campestre    Feld-Ahorn (als Heckenpflanze)  

- Carpinus betulus   Hainbuche (als Heckenpflanze)  

- Cornus sanguinea   Gemeiner Hartriegel  

- Corylus avellana   Gewöhnliche Hasel  

- Crataegus laevigiata   Zweigriffliger Weißdorn 

- Crataegus monogyna  Eingriffliger Weißdorn 

- Ligustrum vulgare   Gemeiner Liguster  

- Euonymus europaeus   Europ. Pfaffenhütchen  

- Lonicera xylosteum   Rote Heckenkirsche  

- Prunus spinosa    Schlehe  

- Rhamnus frangula   Faulbaum / Kreuzdorn 

- Rosa canina    Hundsrose  

- Rubus fruticosus   Brombeere  

- Sambucus racemosa   Traubenholunder / Roter Holunder 

- Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 

- Salix purpures    Purpur-Weide  

- Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 

- Obstbäume als Hochstamm regional übliche Sorten 

 Hinweise zu Pflanzungen in der freien Natur 

Unter Beachtung der Regelungen des § 40 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist für Neuanpflanzungen 

bzw. für Neuansaat gebietseigenes Material zu verwenden. Bei dessen Nichtverfügbarkeit gilt: Ist beabsichtigt, 

in der freien Natur Pflanzen auszubringen, deren Art (zur Definition vgl. § 7 BNatSchG) in dem betreffenden 

Gebiet nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt, bedarf es der Genehmigung der zuständigen 

Behörde. 
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Entsprechend der Lage des Plangebietes kommen folgende Vorkommensgebiet bzw. Ursprungsgebiete in 

Betracht: 

Vorkommensgebiet für Gehölzpflanzungen:  

- Vorkommensgebiet II „Mittel- und Ostdeutsches Tief- und Hügelland“  

- Vorkommensgebiet III „Ostdeutsches Hügel- und Bergland“ 

Ursprungsgebiete für Saatgut für gebietseigenen Gräsern und Kräutern: 

- Ursprungsgebietes 8 „Erz- und Elbsandsteingebirge“  

- Ursprungsgebietes 20 „Sächsisches Löss- und Hügelland“  

 Rückbau 

Der Rückbau der Photovoltaikanlagen einschließlich deren Nebenanlagen ist in einem Durchführungsvertrag 

festzulegen. Der Durchführungsvertrag ist vor Satzungsbeschluss zu zeichnen. 

IV RECHTLICHE GRUNDLAGEN 
BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist 

BauNVO - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 

die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist 

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des 

Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist 

BBodSchV (neu) - Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598, 2716) 

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 48 des Gesetzes 

vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist 

PlanZV - Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist 

SächsBO - Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. März 2024 (SächsGVBl. S. 169) geändert worden ist 

SächsNatSchG - Sächsisches Naturschutzgesetz vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch das Gesetz 

vom 22. Juli 2024 (SächsGVBl. S. 672) geändert worden ist  

SächsWG - Sächsisches Wassergesetz vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503), das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 19. Juni 2024 (SächsGVBl. S. 636) geändert worden ist 

WHG - Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. 

Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4) geändert worden ist 

 


